
Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Gerald Loacker, Kolleginnen und Kollegen 

zum Antrag 576/A der Abgeordneten Gabriele Heinisch-Hosek, Kolleginnen 
und Kollegen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Väter-Karenzgesetz 
und das Landarbeitsgesetz 1984 geändert werden 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung beschließen: 

Der eingangs bezeichnete Gesetzesentwurf wird wie folgt geändert: 

I. In Artikel 1 Z. 1 lautet § 1 a Abs 1 wie folgt: 

"Dem Arbeitnehmer ist auf sein Verlangen für den Zeitraum von der Geburt 
seines Kindes bis zum Ablauf des Beschäftigungsverbotes der Mutter nach 
der Geburt des Kindes ( § 5 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes 1979, BGBI. Nr. 
221, gleichartige österreichische Rechtsvorschriften oder gleichartige Rechts­
vorschriften der Mitgliedsstaaten des Europäischen Wirtschaftsraumes) Frei­
stellung in der Dauer von bis zu einem Monat zu gewähren, wenn er mit dem 
Kind im gemeinsamen Haushalt lebt. " 

11. In Artikel 1 Z. 1 wird dem § 1a folgender Abs 8 angefügt: 

,, (8) Die Inanspruchnahme einer Freistellung gem. §1a Abs. 1 verkürzt den An­
spruch auf Karenz nach § 15 Abs. 1 bzw. § 15b Abs. 1 MSchG um das Ausmaß die­
ser Freistellung. " 

111. In Artikel 2 Z. 2 lautet § 26u Abs. 1 wie folgt: 

,,§ 26u. (Grundsatzbestimmung) (1) Dem Dienstnehmer ist auf sein Verlangen für 
den Zeitraum von der Geburt seines Kindes bis zum Ablauf des Beschäftigungsver­
botes der Mutter nach der Geburt des Kindes ( § 99 Abs. 1, gleichartige österreich i­
sche Rechtsvorschriften oderCgleichartige Rechtsvorschriften der Mitgliedsstaaten 
des Europäischen Wirtschaftsraumes) Freistellung in der Dauer von bis zu einem 
Monat zu gewähren, wenn er mit dem Kind im gemeinsamen Haushalt lebt. " 

IV. In Artikel 2 Z. 2 wird dem § 26u folgender Abs. 8 angefügt: 

,,(8) Die Inanspruchnahme einer Freistellung gem. §26u Abs. 1 verkürzt den An­
spruch auf Karenz nach § 26a Abs. 1 bzw. § 26c Abs. 1 um das Ausmaß dieser Frei-
stellung. " . 
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Begründung 

Ad Z. I u. 111 

Der Antrag von Abg. Heinisch-Hosek sieht vor, dass für Väter - aufgerechnet auf den 
gesetzlichen Karenzanspruch - ein Rechtsanspruch auf eine Freistellung für genau 
einen Monat geschaffen wird. Durch die vorgeschlagenen Änderungen soll es mög­
lich sein, nach Geburt eines Kindes eine Freistellung bis zu 30 Tagen in Anspruch zu 
nehmen. Damit wird einerseits der personalverrechnerischen Praxis Rechnung ge­
tragen, andererseits den Wünschen und Bedürfnissen von Vätern und Betrieben, die 
vielleicht auch kürzer als 30 Tage mit ihrer Familie verbringen möchten. 

Ad Z. 11 u. IV 

Die Zeit, die Väter mit ihren Familien gleich nach der Geburt verbringen möchten, soll 
auf die Karenz nach dem VKG bzw. LAG angerechnet werden. Das entspricht einer 
Flexibilisierung der bisher bestehenden Regelungen und führt zu keiner Mehrbelas­
tung für Unternehmen. 
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